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Herrn Präsidenten 
des Nationalrates 

Parlament 
1017 Wien 

Die Abgeor~neten zum Nationalrat Dr. Keppelmüller und Genos­

sen haben am 24. 1. 1995 an mich eine schriftliche Anfrage 

mit der Nr. 415/J betreffend Novelle der Verpackungsverord­

nunggerichtet. Auf die - aus Gründen der besseren Übersicht­

lichkeit - in Kopie beigeschlossene Anfrage beehre ich mich, 

folgendes mitzuteilen: 

gdl und 2 

Sicherlich können einige Anregungen der genannten Studie des 

Beirates für Wirtschafts- und Sozial fragen im Zuge der Er­

stellung der Novelle der Verpackungsverordnung berücksichtigt 

werden. Es ist jedoch festzuhalten, daß in der Unterlage 

enthaltene Aussagen über die Auswirkungen der Verpackungs­

verordnung teilweise nicht nachvollzogen werden können und zu 

mißverständlichen Interpretationen führen. 

Derzeit laufen intensive Gespräche mit den Vertretern der 

Wirtschaft, des Bundesministeriums für wirtschaftliche Ange- . 

legenheiten, der Länder sowie der Sozialpartner über die 

endgültige Fassung der Verordnungsnovelle. Hervorzuheben ist, 

daß hinsichtlich der abfallwirtschaftlichen Zielsetzungen 

Konsens besteht. 
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Diese Zielsetzungen decken sich weitgehend mit dem Forde­
rungskatalog des Beirates für Wirtschafts- und Sozialfragen, 

in dem insbesondere die MOdifizierung der Restmengenziele 

sowie die Festlegungvon Verwertungsquoten unter Berücksich­

tigung der EU-Richtlinie vorgesehen ist. Dies macht eine 

gleichzeitige Änderung der Verpackungszielverordnung erfor­

derlich. 

ad 3 und 4 

Ohne den laufenden Gesprächen vorgreifen zu wollen, wird es 
in der Verpackungsverordnung noch Änderungen bzw. Ergänzungen 

bei den Regelungen betreffend die Nachweisführung sowie bei 

den Begriffsbestimmungen geben. 

Die Auswertung des Begutachtungsverfahrens zur Novelle der 

Verpackungsverordnung und die Studie des Beirates für Wirt­

schafts- und Sozialfragen haben, wie bereits oben erwähnt, 

.darüberhinaus die Notwendigkeit zur Anpassung der in der 

Zielverordnung festgelegten Restmengenziele angezeigt. 

Zum einen wird insbesondere durch konkretere Vorgaben zur 

Nachweisführung die Kontrolle erleichtert, zum anderen wird 

basierend auf den bisherigen Vollzugserfahrungen das Kon-

. trollkonzept verbessert. Insbesondere werden finanzielle 

Mittel zur Heranziehung von Fachexperten auf dem Gebiet der 

Betriebsprüfung seitens des Umweltministeriums bereitge­

stellt. Einen Schwerpunkt werden die Importkontrollen dar­

stellen. 

Durch die Beiziehting von externen Wirtschaftsprüfern zu den. 

Kontrollen soll die Überprüfbarkeit vön Verstößen gegen die 

Verpackungsverordnung sowie die Durchführung von Verwaltungs­

strafverfahren und· demzufolge auch die Erlassung von Strafbe­

scheiden wesentlich erleichtert werden. 
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Bereits in der bestehenden Verordnung sind Importeure als 

Verpflichtete den Herstellern und Vertreibern gleichgestellt. 

Dies wird auch in der Novelle beibehalten und noch deutlicher 

zum Ausdruck gebracht. 

Folgendes Konzept wird verfolgt: 

Gemäß der Verpackungsverordnung werden stoffliche Verwer~ 
tungsquoten der gesammelten, getrennt erfaßten Verpackungen 

vorgeschrieben. Korrespondierend dazu legt die Zielverordnung 

Verwertungsquoten in bezug auf die in Verkehr gesetzten Men­

gen der jeweiligen Packstoffe fest um eine bestimmte Erfas­

sungquote zu gewährleisten. Demgegenüber stehen maximale 

Restmengen an Packstoffen, die auf Deponien abgelagert werden 

dürfen. 

Getrennt gesammelte Kunststoffverpackungen sind jedenfalls 
einer Verwertung zuzuführen. 

Nicht verwertbare Packstoffe im Restmüll können in Verbren­

nungsanlagen unter Gewinnung der Energie thermisch genutzt 

werden und tragen damit zur Zielerreichung der Verpackungs­
zielverordnung bei. 

ad 8 und 9 

Folgender Textvorschlag ist derzeit in Diskussion~ 

"Ein flächendeckendes Sammel- und Verwertungssystem liegt 
vor, wenn 
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1. die Sammelstellen bundesweit mit ausreichender Übernahme­

kapazität in zumutbarer Entfernung zur jeweiligen Anfall­

steIle eingerichtet sind .und die Verpackungen im Sinne 

dieser Verordnung verwertet werden; 

·2. die Entfernung zu Sammelstellen nicht größer ist als die 

jeweils regionale mittlere Entfernung zu Versorgungsein­

richtungenfür Güter der Art, in denen die Verpackungen 

abgegeben werden; es ist jedoch mindestens eine Sammel­

stelle je Gemeinde einzurichten und zu betreiben; hin­

sichtlich einzelner Verpackungsstoffe, die in geringem 

Ausmaß anfallen, genügt eine Sammelstelle je Bezirk; 

3. der Rechtsträger des jeweiligen Sammel- und Verwertungs­

systems jedenfalls die Faktoren zur Berechnung von be­

triebswirtschaftlich angemessenen Sammel- und Behand­

lungskosten darlegt und auf Verlangen dem Bundesminister 

für Umwelt vorlegt." 

ad 10 

Ein Eingriff in das privatwirtschaftlich organisierte Sammel­

und Verwertungssystem ist nicht geplant. 

ad 11 und 12 

Die Kalkulation von Lizenzgebühren obliegt grundsätzlich 

alleindert flächendeckenden Sammel- und Verwertungssystemeri. 

Das Bundesministerium für Umwelt wird jedoch weiterhin Über"" 

prüfungen betreffend die Branchenrecyclinggesellschaften 

unter Einbeziehung der finanziellen Gebarung veranlassen 

(vgl. auch diesbezügliche Bedingungen an das System, Antwort 

zu Frage 8) . 
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ad 13 

Betreffend der Rückgabepflicht ist geplant, in der Verordnung 
die Geringfügigkeitsgrenze bei Hohlgefäßen von 100 ml auf 250 

ml zu erhöhen. Die Verankerung der Möglichkeit der Ermahnung 

ist weder erforderlich noch in einer Verordnung vorzunehmen. 

ad 14 

Dieses Anliegen wird im Rahmen einer Gesetzesdiskussion auf 

dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes im Rahmen des Parlaments 

zu verfolgen sein. 
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B~ILAGE 

Anfra~e: 

Wann Dlanen Sie eine Novelle zur Veroackungsverorunung zu eriassen! 

Werden Sie die geplante Novelle auf der Grundlage der Ergebnisse tier Studie oes 

ßeir;.tres für Wirtschar'ts- und Sllzi;iir'ragen zur Verpackungsveromnung erlassen! 

Welche Veränderungen gegenüber uem zur Begutacmunl:! ausgesanmen entwurr 

werden Sie bei der Noveile zur VeroucKungsveroninung vornenmen: 

SintJ in der NuveHe zur Verpadumg..sveroninung weitere Maßnahmen zur 

V e~rung des, Lizcnzicrung.s~Yfades enthalten'! 

Wie werden Sie die KOntroilmöglichkeiten verbessern'! 

\ 

Wie werden Sie die Probleme des lmoortes Von Verpackungen binnenmarktkoniorm 

liisen. ohne oie iisterrelchiscnen VernacKun1!shersreiler im Wettoewero zu 
, -

benachteili~en ! 

Wie :mii in ller geplamen:~ovelle zur VeroacKungsveromnunl:! we Fr:!ge ~!er 

thermischen Verwertung von Abfällen gelüst werden! 

\. Wie soll in der geplanten Noveiie zur Verpackungsverortlnung ein 'flächenOecKenoes 

S ysrem' definiert werden! 

J, Wie werden Sie für Tmnsparenz bei der ARA. ihren Verträgen und den 

Berechnunl!sl!rundla1!en für, ihre Gebühren sorl!en'! - - - "-. .'--

10. Werden Sie den Einrluß der Entliorger in den Branchengesellschaiten reduzieren! 

I 1. Wird der Konsument in Zukunft abermals durch erhöhte Lizenzgebühren beiastet! 

12. Wie werden Sie dies in Zukunftverhindern ! 

13. \\lerden Sie die derzeit durch einen Erlaß geregelte Möglichkeit einer Ennahnung bei 

geringfügigen Vergehen der Konsumenten gegen oie Bestimmungen in der ;;epianten 

~(lVei!e der Verput.:kungsverordnung veranKern! 

14, Wie werden Sie die Arbeit'ibedingungen bei der Abfallsortierung zu verbessern 

tr.Il: h te n '! 
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